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Im vergangenen Jahr waren wiederum vor allem die Migrations- und Fluchtbewegungen
das dominierende Thema in der Europäischen Union. Mit Blick auf die europäische Afri-
kapolitik war eine verstärkte offensive Mission der Europäischen Union im Bereich des
sicherheitspolitischen Aspekts der Migrationsfrage auf dem afrikanischen Kontinent inte-
ressant. Wenngleich die Brexit-Entscheidung in Großbritannien keine oberste Priorität für
die europäische Afrikapolitik und vice versa darstellt, wird auch sie Auswirkungen auf die
europäisch-afrikanischen Beziehungen haben. Denn gerade der Brexit und der Umgang
mit der Migrationsfrage machen deutlich, dass nicht die Europäische Union insgesamt,
sondern bilaterale Abkommen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten zu ihren oftmals frühe-
ren afrikanischen Kolonien (insbesondere frankophone und anglophone Beziehungen) die
wirtschaftliche und entwicklungspolitische Landschaft dominieren. Ein Gegenbeispiel stel-
len die im letzten Halbjahr 2016 unterzeichneten und zum Teil  ratifizierten Economic
Partnership Agreements (EPA) dar.  Beispielhaft  dafür ist das Abkommen zwischen der
Europäischen Union und der South African Development Community (SADC). Die Union
garantiert fünf SADC-Mitgliedern einen 100-prozentig freien Zugang zum europäischen
Binnenmarkt. Die SADC-Staaten müssen nicht im gleichen Umfang auf die Marktöffnung
reagieren, sondern können stattdessen ihre Produktpreise an den internationalen Wettbe-
werb angelehnt lassen (Ausnahmen sind der Handel mit Waffen und Munition).1 Das abge-
schlossene  Handelsabkommen ist  bisher  einzigartig  in  seiner  Art,  da  die  Europäische
Union sich bisher noch nie auf einen solchen asymmetrischen Handelsdeal eingelassen hat.
Auch wenn dieses Abkommen deutlich macht, dass sich an dem Verhältnis zwischen der
Europäischen Union und Afrika etwas ändern muss,  vertreten beide Seiten sehr unter-
schiedliche  Interessen.2 Letzteres  unterstreicht  das  Unvermögen  innerhalb  der  Union,
einen konstruktiven Dialog dazu zu führen und eine gemeinsame Strategie zu verfolgen.

Der Brexit und die möglichen Auswirkungen auf Afrika  

Seit dem Brexit-Referendum gab es seitens der Europäischen Union kein offizielles State-
ment dazu, wie sich der Austritt Großbritanniens auf das europäisch-afrikanische Verhält-
nis auswirken wird. Gleichermaßen zurückhaltend reagieren afrikanische Staatschefs – sei
es  aus  Desinteresse  oder  dass  es  als  weniger  prioritär  gewertet  wird.  Die  wichtigsten
Themen  der  Europäischen  Union,  Großbritanniens  und  der  Sub-Sahara  Afrikas  sind
derzeit  Handels-  und  Finanzthemen  sowie  Entwicklungshilfe.3 Spezifische  Absprachen

1 European Commission: Economic Partnership Agreement (EPA) between the European Union and the
Southern African Development Community (SADC) EPA Group, 2016. 

2 Exportanteil Afrikas am globalen Handel beträgt nur 2,1 Prozent und ist daher für die Europäische Union
nur  von  marginaler Bedeutung.  Im Vergleich  dazu  lastet  auf  den  afrikanischen  Volkswirtschaften der
Druck, sich auch für die Zukunft einen präferenziellen Zugang zum europäischen Markt zu sichern.

3 Max Mendez-Parra: Brexit and development. How will developing countries be affected?, ODI Briefing,
July 2016.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 359



Die Außenpolitik der Europäischen Union

sind noch nicht zu verzeichnen, auch weil es bisher weder Gespräche gab, noch absehbar
ist,  ob  es  einen  sogenannten  „harten“ oder  „weichen“ Brexit  geben wird.4 Schließlich
werden sich die Austrittsgespräche auf das EU-britische Verhältnis konzentrieren. Den-
noch  wäre  es  fatal,  die  Implikationen,  die  der  Brexit  auf  das  afrikanisch-europäische
Verhältnis und andere Entwicklungsländer haben wird, außer Acht zu lassen. Mit dem EU-
Beitritt Großbritanniens 1973 verbesserten sich die Handelsbeziehungen von 18 ehemali-
gen britischen Kolonien zu Europa. Insgesamt umfasst das britische Exportvolumen 12,9
Prozent und das Importvolumen 15,2 Prozent,5 womit Großbritannien nach Deutschland
zweitgrößter  Geber  ist.  Durch  die  angesprochene  Verbindung  zu  den  ehemaligen
Commonwealth-Staaten ist die Europäische Union der größte Geldgeber und gewährt den
afrikanischen Staaten einen bevorzugten Marktzugang und Einfluss auf neue internationale
Handelsverhandlungen. Die größte Abhängigkeit vom Vereinigten Königreich besteht in
Afrika südlich der Sahara, einschließlich Nigeria, Südafrika und Kenia mit einem Import-
volumen von insgesamt  8,5  Mrd.  Euro  im Jahr  2014.  Kurz-  und mittelfristig  werden
demnach nur diejenigen Staaten vom Brexit  tangiert  sein,  die  verstärkt  wirtschaftliche
Beziehungen mit  Großbritannien unterhalten und Handel  mit  ihr  betreiben.  Derzeit  ist
generell unklar, ob das Land weiterhin intensivere wirtschaftliche Beziehungen zu afrika-
nischen Staaten unterhalten will, die über das Cotonou-Abkommen hinausgehen. 

Aufgrund ihrer langen Geschichte spüren Südafrika, Nigeria und Kenia schon jetzt am
stärksten die  Auswirkungen des  bevorstehenden Brexit.  Zwischen 1994 und 2014 war
Südafrika der siebtgrößte Exportmarkt Großbritanniens und der gegenwärtige schlechte
Kurs des südafrikanischen Rand6 macht auch die indirekten negativen Konsequenzen für
die südafrikanische Wirtschaft deutlich. Der derzeitige Abwärtstrend der südafrikanischen
Wirtschaft  kann  zwar  nicht  ausschließlich  auf  die  wirtschaftlichen  Unsicherheiten
aufgrund des Brexit zurückgeführt werden. Allerdings kann man ebenso wenig verneinen,
dass eine mögliche längerfristige Schwächung des Pfunds und der britischen Wirtschaft zu
einem  geringeren  Handelsvolumen  zwischen  Südafrika  und  der  Europäischen  Union
führen wird. Die begonnen Verhandlungen zwischen Großbritannien und der South Afri-
can Customs Union (SACU) zu gemeinsamen Grundsatzvereinbarungen für die Zeit nach
dem Brexit  macht  deutlich,  dass  Südafrika  mögliche  Handelsdefizite  durchaus besorgt
wahrnimmt. Auch Nigeria und Kenia spüren die indirekten Auswirkungen des Brexit auf
ihre Volkswirtschaften. Als zweit- und drittgrößte afrikanische Handelspartner unterhalten
Nigeria und Kenia bilaterale Handelsbeziehungen in Höhe von knapp 7 Mrd. Euro. 

Sobald  der  EU-Austritt  des  Inselstaates  vollzogen ist,  müssten  die  oben  genannten
Länder  ihre  Handelsabkommen mit  Europa  sowie  mit  Großbritannien  neu verhandeln.
Dies wird wahrscheinlich ein mehrjähriger Prozess sein und würde zu einer wirtschaft-
lichen Abwärtsspirale führen. Empfehlenswert wäre es, wenn die afrikanischen Staaten als
ein Block versuchen, einen gemeinsamen Deal zu erreichen. Obgleich die langfristigen
wirtschaftlichen Folgen zunächst unklar sind,7 verlieren die meisten afrikanischen Staaten
ihren wichtigsten Verbündeten innerhalb der Europäischen Union. Hingegen werden die

4 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
5 Eurostat: Internationaler Warenverkehr, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/in

dex.php/International_trade_in_goods/de (letzter Zugriff: 24.7.2017). 
6 Unmittelbar nach dem Brexit-Votum verlor der Rand 8 Prozent seines Wertes; ebenso brachen die Aktien

der Johannesburger Börse ein. 
7 Der IWF erwartet, dass sich das Wirtschaftswachstum durch die wirtschaftliche Unsicherheit Großbritan-

niens in den ehemaligen 18 Commonwealth Staaten um 0,1 Prozentpunkte reduzieren wird. 
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mittelfristigen  Auswirkungen  im Bereich  der  Afrikanischen  Friedens-  und  Sicherheits-
architektur  erst  noch von marginaler  Änderung sein.8 Auch wird der  Brexit  kurz- und
mittelfristige Auswirkungen auf die Zuwendungen im Bereich der  Entwicklungszusam-
menarbeit haben. Da mit dem Vereinigten Königreich der drittgrößte Geber (14,8 Prozent)
von EU-Entwicklungshilfsgeldern wegfallen wird, stellt sich die Frage, inwieweit länger-
fristig finanzielle Mittel zur Verfügung stehen und humanitäre Unterstützung afrikanischer
Staaten durch die Europäische Union erfolgen wird.  Zweifelsohne müssen die europä-
ischen Zuwendungen für  Subsahara-Afrika  durch  die  anderen  EU-Staaten  kompensiert
werden. Ebenso unklar ist, ob Großbritannien Gelder, die sie bisher für Afrika bereitge-
stellt haben, kurz- und mittelfristig weiterhin für humanitäre Unterstützung nutzen wird. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in Bezug auf den Brexit die einzige Sicher-
heit ist, dass unsicher ist, was passieren wird. Da die Austrittsverhandlungen erst begonnen
haben, ist es noch zu früh, die genauen Implikationen abzuschätzen, die direkt und indirekt
Auswirkungen auf das europäisch-afrikanische Verhältnis haben werden. Der Brexit wird
zweifellos einen Verlust bedeuten, da mit dem einstigen EU-Eintritt Großbritanniens die
afrikanisch-europäischen Beziehungen vorangetrieben wurden und eine starke Abhängig-
keit entstanden ist (nach jetzigen Stand müssten über 100 Handelsabkommen bilateral neu
verhandelt  werden).  Jedoch bietet  der  Brexit  auch  die  Möglichkeit  einer  strategischen
Neuorientierung der wirtschaftlichen, humanitären und sicherheitspolitischen EU-Agenda.
Letzteres gewinnt wahrscheinlich an Wichtigkeit, da die afrikanischen Staaten ihre Bezie-
hungen zu China, Indien und Brasilien ausbauen. Bereits im vergangenen Jahr löste China
erstmals die Europäische Union als wichtigsten Handelspartner Subsahara-Afrikas ab.9

Der Nexus Frieden-Sicherheit-Migration

Auch im vergangenen Jahr fügten sich die gesetzten Akzente in die mittel- und langfristige
Strategie ein, die Migrationsfrage stärker auf eine gemeinsame Afrikanische Friedens- und
Sicherheitsarchitektur  auszurichten.  Dieser  verstärkte  offensiv  gesetzte  sicherheitspoli-
tische Akzent auf dem afrikanischen Kontinent findet seinen Tenor in der Fortführung der
neun friedensfördernden EU-Missionen und -Operationen in Afrika.10 Abgesehen von der
Verlängerung der Mandate der Grenzschutzmission in Libyen (verlängert bis August 2017)
und der Mittelmeermission SOPHIA (verlängert bis Juli 2017) sind keine wesentlichen
Veränderungen in den anderen Missionen und Operationen zu verzeichnen.11 Die Aufrüs-
tung der libyschen Küstenwache, die dafür sorgen soll, afrikanische Flüchtlinge von der
gefährlichen Überfahrt über das Mittelmeer abzuhalten, wird derzeit als prioritär gewertet.
Unklar ist, ob die EU-Kooperation mit Libyen generell sinnvoll und möglich ist, da Libyen
wie auch die gesamte Afrikanische Union nach wie vor zerrüttet ist. Dafür sinnbildlich ist,
dass die libysche Küstenwache die Gelder anstatt als Investition in geeignete Reintegra-
tionsmaßnahmen zum Teil dazu nutzt, die eigene Küstenwache aufzurüsten, die wiederum
auf Migranten schießt. Dass die Migrationsproblematik vor allem unter einem sicherheits-
politischen Aspekt betrachtet wird, unterstreicht der Emergency Trust Fund für Afrika. Ziel
der im Dezember 2015 gestarteten Initiative ist es, 14 afrikanische Staaten in Bezug auf
regionales  Migrationsmanagement  und  der  Reintegration  von  gestrandeten  Migranten

8 Gelder für die afrikanischen Friedensmissionen sind bis 2020 gesichert. 
9 Zu diesem Ergebnis kommt eine IWF-Studie vom April 2017: Handelsvolumen Afrika-China bei $300

Mrd., Handelsvolumen Afrika-Europa bei $116 Mrd.. 
10 Siehe auch den Beitrag „Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ in diesem Buch.
11 Siehe hierzu die Beiträge zur Afrikapolitik in den früheren Ausgaben des Jahresbuchs.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 361



Die Außenpolitik der Europäischen Union

durch verstärkte finanzielle Beiträge (insgesamt 100 Mio. Euro in drei Jahren) zu unter-
stützen. Oberste Priorität ist es, die Menschen davor zu bewahren, sich auf die gefährliche
Reise über das Mittelmeer zu begeben. Die Europäische Union unterstützt mit der Initia-
tive die Herkunfts- und Transitländer in Westafrika und im Sahel, um den Menschen Blei-
beperspektiven zu verschaffen und möchte gleichzeitig Rückkehrinitiativen und Reintegra-
tionsmaßnahmen verbessern. Obgleich Deutschland, Frankreich und Italien als Vorreiter
der Initiative versuchen, ihre Zusammenarbeit mit Mali, Niger und anderen europäischen
und afrikanischen Staaten zu harmonisieren, macht das Abkommen einmal mehr deutlich,
dass  es  keine  einheitliche  EU-Migrationsstrategie  gibt.  Bereits  das  erste  Quartal  2017
offenbarte, dass verstärkte finanzielle Zuwendungen Migranten nicht davon abhalten, die
teilweise tödliche Reise über das Mittelmeer anzutreten (allein bis Juni 2017 waren es
knapp 49.000).  Statt  sich eine  gemeinsame Strategie  zu  überlegen,  die  ankommenden
Migranten in Italien, Griechenland und auf Malta zu verteilen, investiert die Union enorme
Summen, ohne sich zu vergewissern, wofür diese Gelder letzten Endes eingesetzt werden.
Durch die kontinuierliche Fortführung dieses sicherheitspolitischen Profils  wird wieder
einmal die häufig von Hilfsorganisationen und dem Gerichtshof der Europäischen Union
kritisierte Neigung deutlich, dass finanzielle Mittel der Entwicklungszusammenarbeit für
die Förderung von Frieden und Sicherheit eingesetzt werden. Dies offenbart das Unver-
mögen der  Union  auch  in  sicherheitspolitischen  Fragen  eine  gemeinsame Strategie  zu
verfolgen. 

Zukünftiger Konflikt: ICC-Afrika-EU

Im Herbst 2016 reichten die Länder Burundi, Gambia und Südafrika bei den Vereinten
Nationen schriftliche Austrittsgesuche zum Verlassen des International Strafgerichtshofs
(ICC) ein. Gemäß Artikel 127 der Römischen Verträge des ICC ist es Mitgliedern möglich,
ein Jahr nach Einreichung eines Austrittsgesuchs den ICC zu verlassen. Im Rahmen des
28. Gipfeltreffens der Afrikanischen Union im Januar 2017 konnte der kenianische Präsi-
dent Uhuru Kenyatta auch andere Staats- und Regierungschef davon überzeugen, einen
Außenministerausschuss einzuberufen, der den Austritt weiterer afrikanischer Staaten zum
Ziel  hat.  Der  Grund  für  die  Austrittsgesuche  stellen  die  Ermittlungsverfahren  gegen
Kenyatta  und den  sudanesischen  Staatschef  Omar  al-Bashir  dar.  Mehrere  afrikanische
Staaten, darunter Südafrika, weigerten sich trotz des Druckes der Europäischen Union, die
Staatschefs auszuliefern, sollten diese anderes Staatsgebiet betreten. Als Argument für die
Weigerung brachten diese vor, dass der ICC ein Gericht der Weißen zu Verfolgung von
Afrikanern sei. Ebenso könnten Staaten wie Russland, die USA oder China trotz zahl-
reicher Menschenrechtsverletzungen nicht angeklagt werden, weil sie schlicht  nicht teil
des Regimes des ICC seien. Da die Europäische Union einer der Hauptfinanziers des ICC
ist, könnte es beachtlichen Druck auf die afrikanischen Staaten ausüben und einen Verbleib
unmittelbar an wirtschaftliche und entwicklungspolitische Zahlungen knüpfen. Inwieweit
letzteres Argument die neu gewählte Regierung Gambias veranlasst hat, ein Rücktritts-
gesuch vom Rücktrittsgesuch bei den Vereinten Nationen einzureichen, sei dahingestellt
und wurde auch seitens der Regierung nicht kommentiert.  

Weiterführende Literatur 
Gerd Hankel: Ruanda. Leben und Neuaufbau nach dem Völkermord. Wie Geschichte gemacht und zur offiziel -

len Wahrheit wird, Springe 2016.
Paul D. Williams: War & Conflict in Africa, Cambridge 2016.
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